
Aktenzeichen: 2 AZR 1007/77

LAG Schleswig-Holstein Urteil des BAG vom 24-. Oktober 1979

Für das Nachschlagewerk: Nein
Für die Fachpresse: Nein
Für die Amtliche Sammlung: Nein

Gesetz: KSchG 1969 § 1 Betriebsbedingte Kündigung; ZPO
§ 561
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2 AZB 1007/77
2 Sa 335/77 Schleswig-Holstein
Verkündet am 
24. Oktober 1979
gez. Bittner,
Amtsinspektor 
als Urkundsheamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 24. Oktober 1979 durch den 
Vorsitzenden Eichter Dr. Gröninger, die Eichter Hillebrecht 
und Triebfürst sowie die ehrenamtlichen Eichter Thieß und 
Dr. Müller für Hecht erkannt:

1. Die Eevision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein vom 
12. Oktober 1977 - 2 Sa 335/77 - wird zurück­
gewiesen.

2. Der Kläger trägt die Kosten der Eevision.

-  2
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2
Tatbestand:

Der im Jahre 194-8 geborene Kläger, der im November 1975 
sein Studium der Mathematik mit der Diplom-Hauptprüfung er­
folgreich abgeschlossen hat, war seit dem 1. Dezember 1975 
als wissenschaftlicher Angestellter bei dem beklagten Land 
beschäftigt. Er wurde im Institut für Meereskunde der Univer­
sität K für Aufgaben des Forschungsvorhabens "Untersu­
chungen zur Meeresverschmutzung - westliche Ostsee" eingesetzt. 
Seine Bezahlung richtete sich nach der Vergütungsgruppe II a 
BAT. In § 2 des Dienstvertrages vom 28. November 1975 haben 
die Parteien vereinbart, daß das Arbeitsverhältnis sich nach 
dem BAT bestimmt. Sie haben in § 5 des Vertrages folgende 
Nebenabrede getroffen:

"Die Vergütungszahlung erfolgt aus Mitteln, die der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft jeweils 
für die Dauer eines Kalenderjahres zur Verfügung 
stellt. Sofern diese Mittel in einem der folgenden 
Kalenderjahre nicht bewilligt, oder aber gekürzt 
werden, ist das Land S berechtigt,
den Arbeitsvertrag unter Einhaltung der tariflichen 
Kündigungsfrist zu kündigen, sobald dieses feststeht.”

Mit Schreiben vom 9* August 1976 hat der Bundesminister 
für Forschung und Technologie dem beklagten Land mitgeteilt, 
daß für das Forschungsvorhaben im nächsten Jahr keine Mittel 
mehr bewilligt würden. Eine weitere Finanzierung der Mitarbei­
ter des Instituts für Meeresforschung aus der gegenwärtigen 
Titelgruppe sei nicht möglich, weil diese ab Januar 1977 weg­
falle. Mit Schreiben vom 12. November 1976, dem Kläger zuge­
gangen am 23« November 1976, hat das beklagte Land dem Kläger 
zum 31- Dezember 1976 gekündigt, nachdem der Personalrat der 
beabsichtigten Kündigung widersprochen hatte. Im Kündigungs­
schreiben ist die Kündigung damit begründet, das Forschungspro­
jekt werde mit Ablauf des Jahres 1976 eingestellt. Mitarbeiter 
des Instituts hätten aber Anträge auf Finanzierung durch die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) gestellt. Auch der Klä­
ger sei für eine von der DFG finanzierte Stelle vorgesehen.

Das beklagte Land hat die Forschungsaufgabe, für die der 
Kläger eingestellt worden war, ab Januar 1977 nicht selbst 
weiter durchgeführt. Dem Projektleiter des Forschungsvorhabens, 
Prof. Dr. Sch , und dem Direktor des Institutes für Meeres-

3 JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3
künde wurden auf von ihnen seihst gestellte Anträge von der 
DFG Sachbeihilfen zur Fortsetzung des Programms Meeresver­
schmutzung bewilligt- Wie bereits in dem 1976 erstellten 
Entwurf des Einzelplans für den Bereich des Kultusministers 
vorgesehen wurden im Haushaltsplan des beklagten Landes für 
das Jahr 1977 die Mittel und Planstellen für Mitarbeiter an 
dem Forschungsprojekt "Untersuchungen zur Meeresverschmutzung* 
gestrichen.

Der Kläger hat zum 1- Januar 1977 einen auf ein Jahr 
befristeten Privatdienstvertrag mit dem Projektleiter am 
Institut für Meereskunde, Prof. Dr. Sch , abgeschlossen. 
Die vereinbarte Vergütung des Klägers, die weiterhin nach 
der Gruppe II a BAT erfolgte, wurde mit den Mitteln der von 
der DFG gewährten Beihilfe bezahlt. In einem Zusatz zum Ver­
trag heißt es: "Arbeitgeber im Sinne des Arbeitsrechts ist 
nicht die DFG, sondern der Sachbeihilfeempfänger".

Zum 1. Februar 1977 wurde eine seit April 1976 freie 
Stelle im Institut für Meereskunde aufgrund eines Ende No- 
vember/Anfang Dezember 1976 gestellten Antrages mit dem 
englischen Wissenschaftler Dr. M V besetzt.
Dr. M V wurde zusammen mit dem neuen Lehrstuhlinha­
ber für Regionale Ozeanographie, Prof. Dr. J D. W ,
mit dem er schon in England ein gemeinsames Forschungsvor­
haben begonnen hatte, an die Universität K berufen. Die 
Einstellung von Dr. M V hatte Prof. Dr. W zur
Bedingung für die Annahme der Berufung an die Universität 
K gemacht.

Der Kläger hat Klage auf Feststellung erhoben, daß sein 
Arbeitsverhältnis durch die Kündigung vom 12, November 1976 
nicht aufgelöst worden ist. Er hält die Kündigung für so­
zialwidrig und hat vorgetragen, die in § 5 des Anstellungs­
vertrages enthaltene Kündigungsklausel sei unwirksam. Das 
beklagte Land habe ihm die zur Zeit der Kündigung noch freie 
und erst später mit Dr. M V besetzte Stelle anbieten
müssen. Sein bisheriger Arbeitsplatz sei zudem nicht wegge­
fallen. Er arbeite vielmehr wie bisher untmr der Leitung 
von Prof. Dr. Sch weiter an dem Forschungsauftrag. Ge­
ändert habe sich nur der Gang der Finanzierung. Da Prof.
Dr. Sch ohne weiteres die erforderlichen Drittmittel
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4- -
erhalten habe, sei davon auszugehen, daß auch dem beklagten 
Land Mittel von der DFG zugewiesen worden wären, wenn es sich 
darum bemüht hätte.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen.
Es hat vorgetragen, die Arbeitsverhältnisse mit allen Mitar­
beitern des Projekts "Untersuchungen zur MeeresVerschmutzung" 
hätten beendet werden müssen, da das Projekt mit Ablauf des 
Jahres eingestellt worden sei. Eine andere freie Stelle sei 
für den Kläger nicht vorhanden gewesen, nachdem Dr. M 
V eingestellt worden sei, um die Kontinuität der For­
schungsarbeit von Prof. Dr. W zu sichern.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die vom 
Kläger eingelegte Berufung ist erfolglos geblieben. Mit der 
Revision verfolgt der Kläger seinen Klageantrag weiter, wäh­
rend das beklagte Land beantragt, die Klage abzuweisen.

Entscheidungsgründe:
Die Revision des Klägers ist unbegründet. Die Kündigung 

des beklagten Landes vom 12. November 1976 ist, wie beide Vor­
instanzen zutreffend erkannt haben, nicht sozialwidrig und da­
her rechts wirksam.
I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Wegfall der 
Forschungsmittel für die vom Kläger besetzte Planstelle sei 
ein dringendes betriebliches Erfordernis im Sinne des § 1 Abs.
2 Satz 1 KSchG. Das beklagte Land habe die Forschungsaufgabe, 
an der der Kläger gearbeitet habe, seit dem 1. Januar 1977 
selbst nicht mehr durchgeführt, weil vom Bund keine Mittel 
mehr zur Verfügung gestellt wurden. Der Kläger habe auch der 
Darstellung des beklagten Landes nicht widersprochen, seine 
Planstelle sei aus den vorgenannten Gründen zum 31* Dezember 
1976 gestrichen worden. Die Kündigung sei deswegen eindeutig 
durch den Wegfall der Planstelle betriebsbedingt. Das beklag­
te Land sei nicht gehalten gewesen, weitere Drittmittel in An­
spruch zu nehmen. Ob ein Arbeitgeber ein bestimmtes Forschungs­
vorhaben mit eigenen oder Drittmitteln betreibe oder fortführe, 
sei eine gerichtlich nicht nachprüfbare Unternehmerentscheidung. 
Es sei unerheblich, ob die beim bisherigen Arbeitgeber wegge­
fallenen Arbeitsplätze von einem anderen Arbeitgeber mit Dritt­
mitteln aufrechterhalten würden.
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Das beklagte Land habe dem Kläger die von Dr. M 
V besetzte Stelle nicht übertragen müssen. Sein In­
teresse, sieb seinen Arbeitsplatz zu erhalten, sei wegen 
der kurzen Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht sehr hoch 
zu bewerten. Der Kläger habe vielmehr aufgrund des aus­
drücklichen Hinweises in seinem Arbeitsvertrag mit einer 
frühzeitigen Beendigung seines Arbeitsverhältnisses rech­
nen müssen. Er habe seinen Arbeitsplatz zudem gar nicht 
verloren, weil sein Arbeitsverhältnis unter anderen 
Rechtsbeziehungen zwar zeitlich befristet, aber mit Aus­
sicht auf Verlängerung fortbestehe. Das Interesse des be­
klagten Landes, mit Dr. M V einen erfahrenen und be­
währen Mitarbeiter von Prof. Dr. W zu beschäftigen,
sei demgegenüber höher zu bewerten.
II. Die Würdigung des vom Landesarbeitsgericht festge­
stellten Sachverhalts ist revisionsrechtlich nicht zu be­
anstanden. Bei der Prüfung der Sozialwidrigkeit einer Kün­
digung nach § 1 Abs. 2 KSchG geht es um die Anwendung ei­
nes unbestimmten Rechtsbegriffes, die der Nachprüfung 
durch das Revisionsgericht zunächst nur dahin unterliegt, 
ob der Rechtsbegriff der sozialwidrigen Kündigung selbst 
verkannt ist. Überprüfbar ist ferner, ob das Tatsachenge­
richt bei der Unterordnung des Sachverhalts unter die 
Rechtsnorm des § 1 Abs. 2 KSchG Denkgesetze oder allgemeine 
Erfahrungssätze verletzt hat, und ob bei der gebotenen 
Interessenabwägung alle wesentlichen Umstände berück­
sichtigt worden sind (ständige Rechtsprechung des Bundes­
arbeitsgerichts; vgl. nur BAG 1, 99 = AP Nr. 5 zu § 1 
KSchG; BAG 1, 117 = AP Nr. 6 zu § 1 KSchG; BAG 4, 152 =
AP Nr. 18 zu § 5 TOA; BAG AP Nr. 71 zu § 1 KSchG). Bei 
Anlegung dieses eingeschränkten Prüfungsmaßstabes ist das 
angefochtene Urteil zu bestätigen.
1. Nachdem der Bundesminister für Forschung und Techno­
logie dem beklagten Land mitgeteilt hatte, der Bund werde 
für das Forschungsvorhaben, für das der Kläger eingestellt 
worden war, im Jahr 1977 keine finanziellenMittel mehr 
zur Verfügung stellen, wurden im Entwurf des Haushalts­
planes des beklagten Landes die Planstellen für die Mit-
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arbeiter an diesem Projekt gestrichen. Diese vorgesehene Strei­
chung der Planstellen und der Haushaltsmittel ist sodann in dem 
Haushaltsgesetz des beklagten Landes für das Jahr 1977 beschlos­
sen worden.

Entscheidungen, die der Gesetzgeber in einem Haushaltsge­
setz trifft, unterliegen grundsätzlich nicht der Nachprüfung 
durch die Gerichte. Es ist den Gerichten insbesondere versagt, 
die Zweckmäßigkeit der im Haushaltsgesetz getroffenen Maßnahmen 
zu überprüfen oder gar zu verneinen (BAG [GS] 3, 245 = AP Nr.
20 zu § 1 KSchG; BAG AP Nr. 27 und 31 zu § 1 KSchG; AP Nr. 1 
und 5 zu § 1 KSchG 1969 Betriebsbedingte Kündigung).

Ein Haushaltsgesetz steht zwar nicht über dem Kündigungs­
schutzgesetz, sondern kann nur unter den Voraussetzungen des § 1 
Abs. 2 KSchG eine Kündigung sozial rechtfertigen. Die haushalts­
rechtliche Streichung bestimmter Stellen und der damit angeord­
nete Wegfall bestimmter Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst 
ist aber als dringendes betriebliches Erfordernis im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 KSchG anzuerkennen (so grundlegend insbesondere BAG 
[GS], aaO). Durch die Streichung einer bestimmten Planstelle 
wird vom Haushaltsgesetzgeber für die Verwaltung bindend fest­
gelegt, daß eine konkrete Stelle entbehrlich ist, nicht mehr 
bestehen und der gegenwärtige Stelleninhaber jedenfalls auf sei­
nem derzeitigen Arbeitsplatz und mit seinen bisherigen Aufgaben 
nicht mehr beschäftigt werden soll.

An diese Anordnung hat sich die Universitätsverwaltung des 
beklagten Landes auch gehalten; sie hat nach den von der Revi­
sion nicht mit Verfahrensrügen angegriffenen und deswegen für 
das Revisionsgericht gemäß § 561 ZPO bindenden Feststellungen 
die Forschungsaufgabe, an der u. a. auch der Kläger arbeitete, 
seit Anfang 1977 nicht mehr fortgeführt. Dieser Feststellung 
widerspricht es nicht, daß der Kläger im Rahmen seines Arbeits­
vertrages mit Prof. Dr. Sch seine Arbeiten an dem Projekt 
"Meeresverschmutzung" fortgesetzt hat.

Wie die Revision verkennt, erfüllen die Mitglieder einer 
Hochschule nicht mit allen von ihnen betriebenen Forschungs­
vorhaben ausschließlich Aufgaben der Hochschule. Die Mitglie­
der der Hochschulendes beklagten Landes sind vielmehr berech­
tigt, neben den Forschungen im Rahmen der Aufgaben der Hoch-
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7
schule, die durch die Jeweilige Organisation des Forschungs- 
betriehs in der Hochschule bestimmt werden, auch Forschungs­
vorhaben durchzuführen, die aus anderen öffentlichen Mitteln 
finanziert werden, die nicht der Hochschule zur Verfügung 
stehen (vgl. § 3 Abs. 3 des Hochschulgesetzes des beklagten 
Landes vom 2. Mai 1973, GVB1. Schleswig-Holstein 1973 S.
153)* Als ein nicht aus Mitteln der Hochschule finanziertes 
Forschungsvorhaben ist auch das Programm "Meeresverschmutzung* 
im Jahre 1977 von Mitgliedern der Hochschule betrieben wor­
den, nachdem die dafür bislang der Hochschule zur Verfügung 
stehenden Mittel fehlten und der Forschungsbetrieb der Hoch­
schule entsprechend eingeschränkt worden war.
2. Das Landesarbeitsgericht ist zutreffend von der ge­
schilderten rechtlichen Bedeutung der haushaltsrechtlichen 
Streichung einer bestimmten Stelle ausgegangen. Es hat die 
in der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts entwickelten 
Grundsätze entgegen der Ansicht der Revision auch frei von 
Rechtsfehlern auf den Streitfall angewandt.

Die Universitätsverwaltung des beklagten Landes war 
nicht verpflichtet, sich selbst bei der DFG um die Mittel zu 
bemühen, die für das Jahr 1977 Mitgliedern des Instituts für 
Meereskunde bewilligt worden sind. Die im Haushaltsgesetz 
des beklagten Landes vorgenommene Streichung der Stellen für 
Mitarbeiter an dem Programm "Meeresverschmutzung" beruhte 
auf der für die Verwaltung bindenden und gerichtlich nicht 
nachprüfbaren Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers, für 
diese Aufgabe künftig keine Bediensteten des beklagten Lan­
des mehr einzusetzen. Da die Verwaltung des beklagten Landes 
an die im Haushaltsplan festgelegten Personalstellen und Aus­
gabemittel gebunden war, durfte sie keine Personalausgaben 
vornehmen, für die ihr im Haushaltsplan keine Mittel zur Ver­
fügung gestellt worden waren (vgl. § 3, § 27 Abs. 1 und § 28 
Abs. 2 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 19. August 1969, 
BGBl. I S. 1273). Diese Bindung hätte die Universitätsverwal­
tung des beklagten Landes mißachtet, wenn sie den Vorstel­
lungen des Klägers entsprochen haben würde und-falls ihr 
Mittel von der DFG bewilligt worden wären - das beklagte 
Land auch im Jahre 1977 durch eine Fortsetzung des Arbeits­
verhältnisses mit dem Kläger verpflichtet hätte.
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Durch die Bindung an den Haushaltsplan und dessen recht­
liche Bedeutung für betriebsbedingte Kündigungen wird den Ar­
beitgebern im öffentlichen Dienst keine ungerechtfertigte Son­
derstellung gegenüber den Arbeitgebern in der Privatwirtschaft 
zuerkannt. Die von der Eevision vertretene gegenteilige Auffas­
sung verkennt, daß auch die Entscheidung eines privaten Unter­
nehmers, bestimmte Aufgaben in seinem Betrieb nicht mehr durch­
zuführen, von den Gerichten auch dann nicht auf ihre Notwendig­
keit und Zweckmäßigkeit zu überprüfen ist, wenn die organisatori­
sche Maßnahme zum Wegfall bestimmter Arbeitspläte führt (BAG AP 
Nr. 22 zu § 1 KSchG Betriebsbedingte Kündigung mit weiteren Nach­
weisen). Auch in einem Betrieb der Privatwirtschaft kann demge­
mäß eine Kündigung z. B. dann betriebsbedingt sein, wenn der Ar­
beitgeber sich entschließt, zur Verringerung der Personalkosten 
Eeinigungsarbeiten nicht mehr durch eigene Arbeitnehmer ausfüh­
ren zu lassen, sondern einem Eeinigungsunternehmen zu übertragen.
3. Die durch die Streichung der Personalstellen für Mitarbei­
ter an dem Programm "Meeresverschmutzung11 bedingte Kündigung ge­
genüber dem Kläger wäre nur dann nicht sozial gerechtfertigt, 
wenn es dem beklagten Land möglich gewesen wäre, den auf seinem 
bisherigen Arbeitsplatz entbehrlichen Kläger anderweitig auf 
einem freien oder ihm nach den Grundsätzen der sozialen Auswahl 
einzuräumenden Arbeitsplatz weiterzubeschäftigen (vgl. BAG AP 
Nr. 2 zu § 1 KSchG 1969)« Diese Möglichkeit hat nach den auch 
insoweit bindenden Feststellungen und der nicht zu beanstanden­
den Würdigung des Landesarbeitsgerichts jedoch nicht bestanden.

Das Landesarbeitsgericht ist ersichtlich davon ausgegangen, 
für das beklagte Land habe bereits zur Zeit des Zugangs der Kün­
digung (23. November 1976) festgestanden, daß die seit April 
1976 freie Planstelle in der Abteilung Eegionale Ozeanographie 
zum 1. Januar 1977 durch Dr. M V besetzt werden würde.
Diese Annahme war nach dem Vortrag beider Parteien in den Tat­
sacheninstanzen berechtigt. Sie beruht entgegen der Eüge der Ee­
vision nicht deshalb auf einem Eechtsfehler, weil das Kündigungsschre 
ben an den Kläger bereits am 12. November 1976 gefertigt wor­
den ist und Dr. M V seinen Dienst tatsächlich erst am 1. 
Februar 1977 angetreten hat.

Für die Beurteilung der Sozialwidrigkeit einer Kündigung 
ist der Zeitpunkt maßgebend, an dem die Kündigung durch den Ar-
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beitgeber ausgesprochen wird, d. h. der Tag, an dem sie dem 
Arbeitnehmer zugeht (vgl. BAG AP Nr. 83 zu § 1 KSchG; AP Nr. 
7 zu § 7 KSchG; Hueck, KSchG, 9. Aufl., § 1 Anm. 154). Nach 
dem Vortrag des Klägers hat das Institut für Meereskunde be­
reits Ende November/Anfang Dezember 1976 beantragt, die im 
April 1976 freigewordene Stelle zum 1. Januar 1977 mit 
Dr. M V zu besetzen. Das beklagte Land hat ergänzend 
unbestritten vorgetragen, es habe nach langwierigen Verhand­
lungen 1976 dem Engländer Prof. Dr. W den Ruf auf einen
Lehrstuhl erteilt; Prof. Dr. W habe darauf bestanden,
eine neue Forschungsrichtung nur zusammen mit seinem bis­
herigen Mitarbeiter Dr. M V einzuführen. Nach diesem 
zeitlichen Ablauf ist es naheliegend, daß die bislang freie 
Stelle im Zeitpunkt der Kündigung gegenüber dem Kläger be­
reits an Dr. M V vergeben war.

Da eine Versetzung des Klägers auf einen im Jahre 1977 
noch freien Arbeitsplatz nicht möglich war, kann es im 
Streitfall nur darum gehen, ob das beklagte Land verpflich­
tet gewesen sein könnte, die für Dr. M V bestimmte 
Stelle für den Kläger freizuhalten oder im Rahmen der sozi­
alen Auswahl (§1 Abs. 3 KSchG) Dr. M V anstelle des 
Klägers sofort wieder zu kündigen. Das Landesarbeitsgericht 
hat im Rahmen seiner Interessenabwägung das Interesse des be­
klagten Landes, die Stelle des Mitarbeiters von Prof.
Dr. W mit Dr. M V  zu besetzen, höher bewertet
als das Interesse des Klägers an der Fortsetzung seines 
Arbeitsverhältnisses.

Dieses Ergebnis der Interessenabwägung beruht nicht 
auf einem Rechtsfehler. Das Landesarbeitsgericht hat im Aus­
gangspunkt zutreffend erkannt, daß die Interessen des be­
klagten Landes und die des Klägers gegeneinander 
abzuwägen sind (vgl. BAG AP Nr. 25 zu § 1 KSchG). Es hat 
auch alle in Betracht kommenden Umstände berücksichtigt.
Den Intereasen des beklagten Landes, nicht auf die Einstel­
lung von Dp. M V  zu verzichten, hat das LandesarbeitS' 
gericht aus überzeugenden Gründen ein besonderes Gewicht 
zuerkannt, weil die weitere Zusammenarbeit mit seinem bis­
herigen Assistenten für Prof. Dr. W die Bedingung
für die Annahme der Berufung an die Universität K war.
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Die Revision beruft sich erfolglos darauf, das Auswech­
seln von Führungskräften stelle keinen betriebsbedingten Grund 
für die Kündigung eines persönlichen Mitarbeiters dar (vgl.
LAG Baden-Württemberg, AP Hr. 1 zu § 2 KSchG 1969). Dieser 
Grundsatz ist im Streitfall nicht anwendbar. Die Berufung von 
Prof. Dr. W und die damit verbundene Einstellung von
Dr. M V hat zwar die Möglichkeit ausgeschlossen, den 
Kläger auf einen anderen Arbeitsplatz zu versetzen; sie ist 
aber nicht der betriebsbedingte Grund für die Kündigung des 
Klägers gewesen.

gez. : Dr. Gröninger Hillebrecht Triebfürst

Thieß Dr. Müller
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